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Zur ökonomischen Lage der bernischen Lehrerschaft.
(Fortsetzung.)

Zu den bereits dargelegten Gemeindebesoldungen gesellt sich dieStaatszulag«.
Durch folgende Tabelle gibt Herr Mürset einen Ueberblick über die Ent-
Wicklung, welche dieser Bestandteil der Lehrerdesoldung im Laufe der Zahre
durchgemacht hat.

Die Staatszulage betrug:

nach

Gesetz

z»
Anfang

nach S

Jahren
nach 10
Jahren

nach 15

Jahren
nach 20

Jahren
zu

Ankang
nach S

Iahren
nach 10
Jahren

nach lS
Jahren

nach »0
Jahren

vom
Jahre für Lehrer für Lehrerinnen

l8S9 220 250 270 220» 250* 270*
1870 150 250 350 450 100 150 200

1875 2S0 350 450 550 150 200 250
1894 500 650 800 350 425 500

* Arbeitsschulbesoldung inbegrisfen.

In den vorgeführten Zahlen ist nicht nur ein Fortschritt in der Höhe
der Staatsbesol>ung zu erkennen, sondern auch ein Fortschritt bezüglich der
Anzahl der Dienstjahre, die zur Erlangung der Höchstbesoldung zu erfüllen sind.
Dieser Vorteil ist sehr anerkennenswert; der Kanton Bern ist in dieser Be-
ziehung, den meisten Schweizerkantonen voran.

Wenn man das Minimum der Gemeindebesoldung (600 Fr.) mit der
gegenwärtig geltenden Staatszulage zusammenzählt, so ergibt sich folgendes
Minimum der Barbesoldung:

Ge»

meindeb -

soldung.

für Lehrer:
l

600

für Lehrerinnen: 600

Staatsbesoldung Zusammen

zu nach » nach 10 zu nach S nach 10

Ansang Jahren Jahren Anfang Jahren Jahren

500 650

â

800 1100 1250 1400

350 425 500 950 1025 1100

Insgesamt zahlt der Staat gegenwärtig für diese Besoldungszulage
1,431,176 Fr. aus, was per Lehrkraft durchschnittlich 603 Fr. ausmacht. Diese
Summe verteilt sich natürlich ungefähr auf alle Amtsbezirke in gleichem Ver-
hâltniî, da hier keine Verschiedenheiten bestehen, wie bei den Gemeindebesoldungen.
Die Verschiedenheiten beziehen sich nur auf das Dienstalter und auf das Ge-
schlecht des Lehrpersonals. Es ergibt sich somit, daß der Staat an die direkten
Besoldungen ungefähr halb so viel leistet, wie die Gemeinden.

Noch nicht genug. Dem Staat« liegt als weitere Leistung auf: die

Ausrichtung der Leivgediage. Eine eigenartige Ausdrucksweise, die aber noch
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eigenartiger rrird durch die Fassung und Formulierung des bezüglichen Gesetzes»

Paragraphen und am eigenartigsten durch die Ausreden, mit denen die maß-
gebenden Kreise die Ausrichtung umgehen oder verschieben. Dieselben betragen
laut Gesetz von 1894 die Summe von 280 bis 400 Fr. Die hiefür notwendigen
Auslagen (1872: 24,000 Fr., 1905: 96,000 Fr.) werden jeweilen vom Großen
Rate auf dem Budgetwege festgestellt. Die Kredite sind aber stets beschränkt
und ungenügend. Diese Beschränktheit des Kredites steht im Einklang mit dem

s 49 des Gesetzes, wonach der Staat die Lehrer in den Ruhestand
versetzen .ka»«". Die Lehrerschaft hat also kein gesetzliches Recht auf
ein Leibgeding, sondern es hängt von den finanziellen Verhältnissen des Staates
ab, ob ihm ein solches gewährt werden kann oder nicht. Diese Art Leibgeding«
konnte es nicht verhindern, daß nicht selten .Witwen und Waisen von Lehrern
der öffentlichen Armenpflege anheimfielen", um mit H. Mürset zu reden.

Im 2. Absatz des s 49 ist nun aber vorgesehen, daß der Große Rat
durch ein Dekret die Pensionierung der Lehrerschaft nach dem Grundsatz der

obligatorischen Versicherung und unter finanzieller Beteiligung der Lehrer selbst
einführen könne. Leider erhielt diese Bestimmung die Einschränkung, daß dem

Staat hiefür nicht mehr Auslagen aufgebürdet werden dürfen, als er vorher
mit der Pensionierung nach 8 49, 1. Absatz zu tragen hatte. Es war deshalb
nicht möglich, den 2. Absatz auszuführen, bis die Bundessubvention Hülfe brachte.

In den letzten Tagen des Jahres 1903 wurde das Dekret beraten und in Kraft
gesetzt zur Gründung der Lehrerverficherungskasse im Sinne des Anschlusses
an die bestehende „berni che Lehrerkasse' nach 8 so des Schulgesetzes. In diesem
Dekret und in den dazu gehörigen, schon seit einem Jahrzehnt bereitliegenden
Statuten wurde bestimmt, daß alle Lehrer und Lehrerinnen, welche am 1. Januar
1904, dem Tage des Jnkraftretens der Lehrerverficherungskasse, das 42. Alters-
jähr noch nicht zurückgelegt hatten, der Kasse obligatorisch beitreten mußten.

Die vorher erwähnten Verhältnisse der „Leibgedinge' (nach H 49, l. Ab-
satz) betreffen jetzt also nur noch die ältere Lehrerschaft, soweit diese nicht von
der Vergünstigung, sich unter Mithülfe der Staatsfinanzen in die Kasse einzu-
kaufen, Gebrauch gemacht hat, nämlich 272 Lehrer und 157 Lehrerinnen. Ihre
Verhältnisse haben sich insoweit verbessert, als seit 1904 aus der BundeSsub-
vention jährlich 30,000 Fr. zur Erhöhung dieser Leibgedinge verwendet werden,
die dadurch meistens auf 500—600 Fr. ansteigen. Alle übrigen (es betrifft
dies auf Anfang 1907 1050 Lehrer und 918 Lehrerinnen) gehören nun zur
Lehrerverficherungskasse und stehen bezüglich ihrer Pensionierung und der Ver-
sorgung ihrer Hinterlassenen auf einem festen gesetzlichen Boden.

Die Vorteile gegenüber dcm alten System der .Leibgedinge' bestehen

hauptsächlich in folgenden: 1. Die Pensionierung der Lehrerschaft erfolgt nicht
mehr nach Willkür oder nach Maßgabe der vorhanden Geldmittel, sondern jeder
Lehrer und jede Lehrerin hat das Reckt, eine Pension zu verlangen, wenn nach-
gewiesen ist, daß die körperlichen oder geistigen Kräfte zur Führung einer
Schule nicht mebr genügen.

2. Die Pension beträgt nicht nur 280—400 Fr., die zudem oft je nach
den Vermögensverhältnissen des Petenten zugemessen wurden, sondern jede Lehr-
kraft ist mit dem Tage des Eintrittes in die Kasse mit einer PenfionierungS»
summe von 30 °/° ihrer Besoldung versichert. Diese Pension nimmt mit jedem
Dienstjahr um 1°/» der Besoldung zu, bis zum Maximum von 60°/». Die
höchste versicherungsfähige Besoldung ist 3000 Jr., die höchste Pension also
1800 Fr.

3. Nicht nur der Lehrcr ist versichert, sondern auch seine Familie. Wenn
der Lehrer und Familienvater stirbt, so erhält seine Witwe die Hälfte der be-

zogenen Pension oder, rmnn der Verstorbene noch nickt pensioniert war, so er-
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hält sie die Hälfte derjenigen Summe, zu deren Bezug der Verstorbene im In-
validitütsfalle berechtigt gewesen wäre. Jedes Kind erhält V>° dieser Summe,
die aber nur für höchstens 5 Kinder ausgerichtet wird, so daß also eine Wltwe,
die 5 oder mehr Kinder unter 18 Jahren hat, die gleiche Pension bezieht, die
ihrem verstorbenen Manne zugekommen wäre.

4. Nicht nur Witwe und Kinder werden als pensionsberechtigte Hinter-
lassene betrachtet, sondern auch andere Angehörige (erwerbsunkähige Eltern oder
Geschwister), die nachgewiesenermassen auf den Erwerb des Verstorbenen ange-
wiesen waren.

Tiefe Kasse, an die der Staat vorläufig während der ersten 5 Probe-
jähre (1904 bis und mit 1998) aus der Bundessubvention jährlich 139,999 Fr.
beiträgt, bedeutet für die Lehrerstast eine große Wohltat und eineBe-
freiung aus durchaus unsichern und ungenügenden, ja unwür-
digen Verhältnissen.

Allein sie legt der Lehrerschaft auch schwere Opfer auf, die sie fast nicht
zu tragen vermag und die eine bescheidene Besoldungserhöhung dringend not-
wendig machen. Neben dem Eintrittsgeld, das 5°/- der Besoldung beträgt,
muß nämlich der Lehrer einen jährlichen Beitrag von 5 (die Lehrerin von
3°/«) der Besoldung zahlen. Eine schwerlastende Bestimmung ist auch die, daß
von jeder Besoldungserhöhung im ersten Jahre ihres Bezuges die Kälft« an
die Kasse abgeliefert werden muß. So hat denn die Lehrerschaft in den drei
ersten Jahren des Bestehens der Kasse total 674,899.87 Fr. und der Staat
total 595,999 Fr. beigetragen. Aber den Lehrer drückt der Beitrag sehr.
Erstlich nimmt ihm die Einkommensteuer für Staat und Gemeinde 5 — 7 °/-> seiner
Besoldung weg, sodann kommt der Jahresbeitrag mit 5 °/° des Gehaltes, andere
Beiträge fehlen natürlich auch nicht, wodurch begreiflich eine Lehrerbesoldung
gerupft wird. —

Tie Lehrerversicherungskasse wirkt übrigens segensreich. Im Jahre 1994
genoßen ihrer 4, 1995 ihrer 13 und 1996 ihrer 23 deren Vorteile und be-

zogen 2317.59 Fr. ev. 4567.65 Fr. ev. 11,357.55 Fr. oder total 18,449.79
Fr. Im Jahre 1995 leistete der Staat für Leibgedinge sowie für Versicherungs-
laste unter Mithilfe der Bundessubventicn 256,999 Fr. oder ant eine Lehr-
traft (156.999: 2381) 197.55 Fr. - (Schluß folgt.)
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*Katechetifcher Kurs in München.
Der Münchner Katecheten-Verein darf stolz sein auf seinen zweiten Kurs.

599 eigentliche Teilnehmerkarten und gegen 1599 Tages- und Vortragskarten
zeugen für seine Zugkraft. Mit Recht wurde von ihm viel erwartet, er hat nicht
getäuscht. Die Wäzsten boten ihr Bestes. .Feurig führte ein Schuldirek-
tor Bergmann in die psychologische Methode des Bibelunterrichtes ein.
Mitdenken, withandeln, mitleben in Jesus! Die praktische Lehrprobe machte
die Schüler ganz Aug und Ohr für die Gnadenszene am Jakobsbrunnen. Prof.
Göttler entfaltete die erzieherischen Mittel für religiös-sittliche Charakter-
bildung der Fortbildungsschüler. Dr. Swoboda zeichnete Gottentfremdnng
und Gottesnähe — eine moderne Seelsorge in Schule und Kirche für das arme
Volk. Unvergleichlich sehte unser Luzerner Chorherr Meyenberg
ein; er begeisterte mit Kindesliebe die Kleinen für .Jesus, den Lehrer', mit
Flammenworten riß er die Studenten hin mit seinem .Emanuel", Gott mit
uns. Ein heikles Thema schnitt Professor Dr. Götts ber ger an mit seinem
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